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Aus dem Bereich 
der Vereinten Nationen

Der Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen setzte sich im Jahr 2018 
neben den fünf ständigen aus 

den nichtständigen Mitgliedern Äqua­
torialguinea, Äthiopien, Bolivien, Côte 
d’Ivoire, Kasachstan, Kuwait, Nieder­
lande, Peru, Polen und Schweden zu­
sammen. Es fanden 288 Sitzungen statt, 
davon 275 öffentlich. Der Rat verab­
schiedete 54 Resolutionen, 21 präsi­
dentielle Erklärungen, 32 Briefe des 
Präsidenten sowie 87 Presseerklärun­
gen. Daran gemessen war es das zweit­
arbeitsreichste Jahr in der Geschichte 
des Rates. Durch eine größere Uneinig­
keit unter den Mitgliedern wurde das 
Prinzip des Multilateralismus zuneh­
mend auf die Probe gestellt. 

Abstimmungsverhalten

Die Zahl der verabschiedeten Resolutio­
nen sank im Jahr 2018 auf 54 im Ver­
gleich zum Vorjahr mit 61 Resolutio­
nen. Von diesen Resolutionen wurden 
45 im Konsens beschlossen. In sieben 
Abstimmungen gab es Enthaltungen; 
drei Entwürfe scheiterten an Vetos stän­
diger Mitglieder, vier Entwürfe an der 
erforderlichen Mindeststimmzahl. Ins­
gesamt wurde eine größere Zahl von 
Resolutionen nicht einstimmig verab­
schiedet. Dies entspricht der Tendenz 

der letzten acht Jahre. Zudem gab es 
vier prozedurale Abstimmungen – eine 
Zahl, die seit den frühen 1990er Jahren 
nicht mehr erreicht wurde.

Gescheiterte Resolutionsentwürfe
Bolivien und Russland stimmten ge­

gen den Entwurf S/2018/156 zu Jemen; 
China und Kasachstan enthielten sich. 
Der Entwurf war auf Grundlage von 
Kapitel VII der UN-Charta verfasst 
worden. Im Anschluss wurde Resolu­
tion 2402 verabschiedet, die sich eben­
falls mit Jemen befasste und das Sank­
tionsregime verlängerte.

Der Entwurf S/2018/321 hatte den 
Einsatz chemischer Waffen in Duma in 
Syrien zum Gegenstand. Bolivien und 
Russland stimmten dagegen, China 
enthielt sich. Russland wandte ein, die 
USA versuchten mit der Resolution, 
den ehemaligen Gemeinsamen Untersu­
chungsmechanismus der Organisation 
für das Verbot chemischer Waffen (Or­
ganization for the Prohibition of Che­
mical Weapons – OPCW) und der UN 
wieder einzurichten und bezeichnete 
dies als provokativ. 

Gegen den am gleichen Tag einge­
brachten russischen Entwurf zu Syrien 
S/2018/175 stimmten Frankreich, Groß­
britannien, Niederlande, Peru, Polen, 
Schweden und die USA. Côte d’Ivoire 
und Kuwait enthielten sich. Die Reso- 

lution fördere den politischen Prozess in 
keiner Weise, und Russland sei nicht an 
Einigkeit und Kompromissen interes­
siert, so die Gegner. Ebenso scheiterte 
der russische Entwurf S/2018/322 an 
den Gegenstimmen Frankreichs, Groß­
britanniens, Polens und der USA. Äqua­
torialguinea, Côte d’Ivoire, Kuwait, 
Niederlande, Peru und Schweden ent­
hielten sich. Hauptkritikpunkt war, dass 
mit dem Entwurf kein professioneller, 
unabhängiger und unparteilicher Me­
chanismus betreffend die Verantwort­
lichkeit für den Einsatz von chemischen 
Waffen in Duma etabliert worden wäre. 
Für den Entwurf S/2018/355 stimmten 
lediglich Bolivien, China und Russland. 
Die Resolution befasste sich mit den 
Luftangriffen auf Syrien im April durch 
die USA unter Beteiligung von Frank­
reich und Großbritannien. Es handelte 
sich um einen Entwurf Russlands, der 
die Aggression der USA und seiner Ver­
bündeten gegen Syrien verurteilte.

Der Entwurf S/2018/516 zum Kon­
flikt zwischen Israel und Palästina schei­
terte am Veto der USA. Äthiopien, Groß­
britannien, die Niederlande und Polen 
enthielten sich. Die USA bezeichneten 
den Entwurf als einseitig gegen Israel ge­
richtet. Sodann scheiterte auch der zum 
gleichen Thema eingebrachte Entwurf 
der USA, die als einzige dafür stimmten.

Enthaltungen
China und Russland enthielten sich 

bei Resolution 2449, mit der das Man­
dat zur grenzüberschreitenden Leistung 
von humanitärer Hilfe in Syrien verlän­
gert wurde. China betonte, dass sich in­
ternationale Hilfsmechanismen an die 
Prinzipien der Neutralität, Unparteilich­
keit und Nichtpolitisierung sowie das 
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einschlägige Völkerrecht halten sollten. 
Russland kritisierte den Mechanismus 
als selektiv und intransparent.

China und Russland enthielten sich 
ferner bei Resolution 2448 zur Zentral­
afrikanischen Republik, die das Man­
dat der Mehrdimensionalen integrierten 
Stabilisierungsmission der Vereinten 
Nationen in der Zentralafrikanischen 
Republik (United Nations Multidimen­
sional Integrated Stabilization Mission 
in the Central African Republic – 
MINUSCA) verlängerte. Russland war 
mit dem aus seiner Sicht Mangel an 
Respekt im Rat unzufrieden. China be­
tonte, man müsse die Belange aller rele­
vanten Parteien in den Diskussionspro­
zess einbeziehen.

Enthaltungen gab es zudem bei der 
Abstimmung zu Resolution 2441 zu Li­
byen. Russland kritisierte die Aufnah­
me von sexueller und geschlechtsbezo­
gener Gewalt als ein separates Kriterium 
zur Verhängung von Sanktionen.

Äthiopien, Bolivien und Russland 
enthielten sich bei den Resolutionen 
2414 und 2440. Diese verlängerten das 
Mandat der Mission der Vereinten  
Nationen für das Referendum in West­
sahara (United Nations Mission for  
the Referendum in Western Sahara – 
MINURSO). Resolution 2414 wurde 
insbesondere eine mangelnde Transpa­
renz und Ausgewogenheit vorgeworfen. 
In Bezug auf Resolution 2440 sei das 
Selbstbestimmungsrecht der westsaha- 
rischen Bevölkerung nicht hinreichend 
berücksichtigt worden.

Sechs Enthaltungen gab es jeweils zu 
den Resolutionen 2418 und 2428. Beide 
erweiterten die Sanktionen gegen Süd­
sudan. Es enthielten sich Äquatorial- 
guinea, Äthiopien, Bolivien, China, Ka­
sachstan und Russland.

Russland enthielt sich auch bei der 
Abstimmung zu Resolution 2422, die 
sich mit dem Internationalen Residual­
mechanismus für die Ad-hoc-Strafge­
richtshöfe (Mechanism for International 
Criminal Tribunals – MICT) befasst.

Resolution 2410 verlängerte das 
Mandat der Mission der Vereinten Na­
tionen zur Unterstützung der Justiz in 
Haiti (United Nations Mission for Jus­
tice Support in Haiti – MINUJUSTH). 
China und Russland enthielten sich. 
Russland kritisierte, dass die Resolution 

auf Kapitel VII basiere, obwohl sie pri­
mär ein Mandat zur Kapazitätsbildung 
und der Überwachung der Menschen­
rechte habe.

Resolutionen und Erklärungen 
des Präsidenten

Die Sitzungen des Rates umfassten zu 
72 Prozent länderspezifische und zu 28 
Prozent thematische Aspekte. Der Ein­
satz von Nervengas in Großbritannien 
wurde als zusätzliches Thema auf die 
Agenda des Rates gesetzt. Die Situation 
in Sierra Leone wurde dagegen von der 
Agenda gestrichen. Zwei Abstimmun­
gen zur Agenda – Syrien sowie Span­
nungen im Asowschen Meer – verfehl­
ten die erforderliche Stimmzahl.

Länderspezifische Aspekte
50 Prozent der länder- und regionen­

spezifischen Sitzungen widmeten sich 
Afrika; 32,5 Prozent dem Nahen Osten; 
7,8 Prozent Europa; 5,3 Prozent Asien 
und 4,4 Prozent den amerikanischen 
Staaten. Afghanistan, Bosnien und Her­
zegowina, die Demokratische Republik 
Kongo, Guinea-Bissau, Haiti, Irak, 
Jemen, Kolumbien, Libanon, Libyen, 
Mali, Nordkorea, Somalia, Sudan, Süd- 
sudan, Syrien, Westsahara, die Zentral­
afrikanische Republik sowie Zypern 
waren Gegenstand von Resolutionen.

Bereits das Abstimmungsverhalten 
zeigte, dass in Bezug auf Syrien weiter 

erhebliche Uneinigkeit herrscht. Insge­
samt fanden 30 Treffen statt, nur drei 
Resolutionen wurden verabschiedet 
(2401, 2426, 2449). Bezüglich des Ein­
satzes chemischer Waffen in Ost-Ghuta 
im Januar waren sich die Staaten zwar 
einig, dass der Einsatz zu verurteilen sei, 
allerdings wichen die Meinungen über 
die Glaubwürdigkeit der Vorwürfe, die 
Identifizierung der Urheber und die 
Reaktion erheblich voneinander ab. Im 
Februar wurde Resolution 2401 verab­
schiedet, mit der der Rat verlangte, die 
Feindseligkeiten in Syrien für 30 Tage 
einzustellen, um humanitäre Hilfe zu 
ermöglichen. Die Kampfhandlungen in 
Ost-Ghuta dauerten jedoch an, drin­
gend benötigte Konvois erreichten nicht 
ihr Ziel. Auch nachdem im April in 
Duma chemische Waffen eingesetzt 
worden waren, waren die Mitgliedstaa­
ten nicht in der Lage, eine gemeinsame 
Resolution zu verabschieden. In Bezug 
auf die militärischen Einsätze der USA 
und ihrer Verbündeter offenbarten sich 
ebenso die Spannungen im Rat. In der 
zweiten Jahreshälfte fand die Syrien-
Konferenz in Astana statt. Iran, Russ­
land und die Türkei bekräftigten ihren 
Willen, Terroristen zu bekämpfen, die 
Zivilbevölkerung zu schützen, Syrien 
wiederaufzubauen und den politischen 
Prozess voranzutreiben. Auch dies 
brachte keinen Durchbruch, zugleich 
legte der UN-Sondergesandte für Syrien 
Staffan de Mistura sein Amt zum En- 
de des Jahres nieder. Im Dezember 
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verabschiedete der Rat Resolution 2449 
und verlängerte das Mandat zur Bereit­
stellung humanitärer Hilfe.

Auch in Bezug auf den Konflikt  
zwischen Israel und Palästina blieb 
der Sicherheitsrat gespalten. Es fanden 
17 Treffen statt, eine Resolution wurde 
nicht verabschiedet. Nach der Entschei­
dung der USA im Jahr 2017, Jerusalem 
als die Hauptstadt Israels anzuerken­
nen, kam es Anfang des Jahres 2018 zu 
massiven Ausschreitungen im Westjor­
danland und im Gazastreifen. 

Bezüglich Jemen wurden neun Sit­
zungen abgehalten. Der Konflikt zwi­
schen der Regierung und den Huthi-Re­
bellen dauert bereits seit dem Jahr 2015 
an. Angesichts der verheerenden huma­
nitären Versorgungslage konnten die 
Staaten immerhin zwei Resolutionen 
verabschieden. Mit Resolution 2402 ver­
längerte der Rat Sanktionen gegen Je­
men, nachdem Russland ein Veto gegen 
einen Alternativentwurf eingelegt hatte. 
Im Dezember verabschiedeten die Staa­
ten Resolution 2451, die die Errichtung 
und Entsendung eines für 30 Tage täti­
gen Vorausteams vorsah, um die Stock­
holmer Vereinbarung umzusetzen und 
zu überwachen (S/2018/1134).

In 29 Sitzungen und elf Resolutionen 
(2400, 2406, 2411, 2412, 2416, 2418, 
2425, 2428, 2429, 2438, 2445) widmete 
sich der Rat Sudan und Südsudan. Be­
reits im Januar war es in Südsudan zu 
Verletzungen der Waffenstillstandsver­
einbarung von Dezember 2017 gekom­
men. Im März forderte der Rat daher 
ein Ende der Kämpfe und signalisierte 
den Einsatz aller Mittel, um der Gewalt 
Einhalt zu gebieten. Mit den Resolutio­
nen 2418 und 2428 verschärfte der Rat 
Sanktionen gegen Personen, die den 
Frieden blockierten. Allerdings bestand 
Uneinigkeit, ob schärfere Sanktionen 
das richtige Mittel seien. Im September 
wurde schließlich die wiederbelebte 
Friedensvereinbarung unterzeichnet.

Darüber hinaus wurde die Lage in 
Darfur und Abyei diskutiert. Im Rah­
men der Verlängerung des Mandats des 
Hybriden Einsatzes der Afrikanischen 
Union und der Vereinten Nationen in 
Darfur (African Union-United Nations 
Hybrid Operation in Darfur – UNAMID) 
konnten einige Fragen zwischen den 
Staaten nicht geklärt werden, sodass 

mit Resolution 2425 die Verlängerung 
des Mandats hinausgeschoben wurde. 
Resolution 2429 holte dies nach und 
machte den Abzug von spezifischen In­
dikatoren und Richtwerten abhängig.

In Bezug auf die Demokratische Re­
publik Kongo fanden zehn Treffen des 
Rates statt, drei Resolutionen wurden 
verabschiedet (2409, 2424, 2439). Die 
für Ende des Jahres 2017 angesetzten 
Wahlen mussten mehrfach verschoben 
werden, sodass sie schließlich erst in den 
letzten Tagen des Jahres 2018 stattfan­
den. Die Verschiebungen waren von er­
heblichen Protesten begleitet. Mit Re­
solution 2409 verlängerte der Rat das 
Mandat der Stabilisierungsmission der 
Organisation der Vereinten Nationen in 
der Demokratischen Republik Kongo 
(United Nations Organization Stabili­
zation Mission in the Democratic Repu­
blic of the Congo – MONUSCO) und 
fokussierte dieses auf den Schutz der 
Zivilbevölkerung, die Vorbereitung der 
Wahlen sowie die Umsetzung der Ver­
einbarungen. Resolution 2439 verurteil­
te Angriffe bewaffneter Gruppen und 
deren Rolle bei der Verschärfung des 
fortwährenden Ebola-Ausbruchs.

Thematische Aspekte
Der Sicherheitsrat beschäftigte sich 

mit den Themen internationaler Terro­
rismus; Nichtverbreitung von Massen­
vernichtungswaffen; Friedenssicherung 
und -konsolidierung; Friedensmissionen 
der UN; Frauen, Frieden und Sicherheit; 
Kinder in bewaffneten Konflikten; Ko­
operation mit nationalen Organisatio­
nen; Schutz der Zivilbevölkerung in be­
waffneten Konflikten; internationale 
Strafgerichtsbarkeit; Bedrohungen des 
internationalen Friedens und der Sicher­
heit; Aufrechterhaltung von Frieden 
und Sicherheit sowie mit seinen Arbeits­
methoden.

Zum Thema Nichtverbreitung wur­
den in erster Linie Fragen der Präven­
tion diskutiert. Auch der Vorwurf 
Großbritanniens gegen Russland stand 
im Raum, das Nervengas Nowitschok 
in Salisbury eingesetzt zu haben, um 
zwei Menschen zu töten. Der russische 
Delegierte wies die Vorwürfe zurück. 
Die einstimmig verabschiedete Resolu­
tion  2417 verurteilt den Einsatz von 
Hunger als ein Mittel der Kriegsführung. 

Resolution 2419 beinhaltet Aspekte zur 
Rolle der Jugend bei der Aufrechterhal­
tung von Frieden und Sicherheit.

Resolutionen nach Kapitel VII  
der UN-Charta

27 der 54 verabschiedeten Resolutio­
nen wurden auf Grundlage von Kapitel 
VII erlassen. 21 betrafen Afrika. Die 
Resolutionen zu Südsudan (2418) und 
zur Nichtverbreitung von Kernwaffen 
(2407) nehmen direkten Bezug auf Ar­
tikel 41 der UN-Charta. 20 der 27 Re­
solutionen beschäftigen sich mit der 
Verlängerung oder Änderung von Man­
daten von Friedensoperationen und 
Sanktionsregimen.

Friedensmissionen  
und sonstige Einsätze

Der Rat fasste Beschlüsse zu elf der 15 
Friedensmissionen sowie zu sechs der 
zehn politischen Missionen. In den 
meisten Fällen wurden Mandate ver­
längert. Die Missionen MINUJUSTH, 
UNAMID und die Interims-Sicher­
heitstruppe der Vereinten Nationen für 
Abyei (United Nations Interim Security 
Force for Abyei – UNISFA) wurden in 
ihrer Truppen- und Polizeistärke ver­
kleinert. Die Mission der Vereinten Na­
tionen in der Republik Südsudan (Uni­
ted Nations Mission in the Republic of 
South Sudan – UNMISS) wurde neu 
angeordnet, die Zusammensetzung je­
doch nicht verändert. Die Mission der 
Vereinten Nationen in Liberia (United 
Nations Mission in Liberia – UNMIL) 
wurde zum 30. März 2018 nach 14 Jah­
ren beendet.

Länderbesuche

Die Mitglieder des Rates unternahmen 
drei Länderbesuche: im Januar nach Af­
ghanistan, im Mai nach Bangladesch 
und Myanmar sowie im Oktober in die 
Demokratische Republik Kongo.

Judith Thorn
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Judith Thorn, Sicherheitsrat: Tätigkeit 
2017, VN, 3/2018, S. 130ff., fort.)


